 BFG
BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/6300013/2019

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Der Finanzstrafsenat Salzburg 1 des Bundesfinanzgerichtes hat durch die Richter Dr. Richard
Tannert als Vorsitzenden, Dr. Doris Schitter als Berichterstatterin und die fachkundigen
Laienrichter Mag. Gottfried Warter, MBA, und Dr. Brigitte Liftenegger in der Finanzstrafsache
gegen A, geb. xxxxa, ehem. Geschaftsfihrer, whft. XXXA, vertreten durch Mag. Alina Michaela
Hartl, LLB.oec., Rechtsanwaltin, Carl-Zuckmayer-StraRe 37/41, 5020 Salzburg, wegen der
Finanzvergehen der Abgabenhinterziehungen gemaR § 33 Abs. 2 lit. a des Finanzstrafgesetzes
(FinStrG) Uber die Beschwerde des Amtsbeauftragten QQQ vom 14. Oktober 2019 gegen das
Erkenntnis des Spruchsenates Il beim Finanzamt Salzburg-Stadt als Organ des Finanzamtes
Salzburg-Stadt als Finanzstrafbehorde (Rechtsnachfolger: das Amt fiir Betrugsbekampfung als
Finanzstrafbehorde) vom 4. September 2019, Strafnummer gqqgqgq, zu Recht erkannt:

I. Der Beschwerde des Amtsbeauftragten wird Folge gegeben und das Erkenntnis des
Spruchsenates dahingehend abgeandert, dass es zu lauten hat:

A ist schuldig, er hat in den Jahren 2013 bis 2015 im Amtsbereich des Finanzamtes Salzburg-
Stadt als Geschaftsfiihrer und Wahrnehmender der steuerlichen Interessen der B-GmbH, FN
bbbb, vorsatzlich unter Verletzung der Verpflichtung zur Abgabe von dem § 21
Umsatzsteuergesetz (UStG) 1994 entsprechenden Voranmeldungen betreffend die
Voranmeldungszeitraume Juli bis September 2013 und Janner bis Dezember 2014 eine
Verkirzung von Umsatzsteuer (Vorauszahlungen bzw. Gutschriften) in Héhe von insgesamt

€ 75.040,00 bewirkt, indem er betreffend Juli bis September 2013, Janner, Februar, Marz, April,
Mai, Juni, Juli, September, November und Dezember 2014 Vorauszahlungen an Umsatzsteuer
in Hohe von € 18.411,68 (UVZ 07-09/2013), € 1.920,87 (UVZ 01/2014), € 18.587,54 (UVZ
02/2014), € 1.920,87 (UVZ 03/2014), € 9.693,04,87 (UVZ 04/2014), € 1.809,33 (UVZ 05/2014),
€ 841,74 (UVZ 06/2014), € 1.000,53 (UVZ 07/2014), € 1.920,87 (UVZ 09/2014), € 1.920,87 (UVZ
11/2014) und € 1.666,47 (UVZ 12/2014) nicht jeweils bis zum Ablauf des Falligkeitstages
entrichtet und betreffend Juli bis September 2013, April, Mai, Juni, Juli, August, Oktober und
Dezember 2014 sogar nicht zustehende Umsatzsteuergutschriften in Hohe von € 6.569,47
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(UVA 07-09/2013), € 2.634,51 (UVA 04/2014), € 111,54 (UVA 05/2014), € 1.079,13 (UVA
06/2014), € 855,40 (UVA 07/2014), € 1.920,87 (UVA 08/2014), € 1.920,87 (UVA 10/2014) und
€ 1920,87 (12/2014) geltend gemacht hat, und dies nicht nur fir moglich, sondern fir gewiss
gehalten und hiedurch Abgabenhinterziehungen nach § 33 Abs. 2 lit. a FinStrG begangen,

weshalb tGber ihn gemaR § 33 Abs. 5iVm § 21 Abs. 1 und 2 FinStrG eine Geldstrafe in Hohe von

€ 14.000,00
(in Worten: Euro vierzehntausend)

und gemaR § 20 FinStrG flr den Fall deren Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von
sieben Wochen
verhangt werden.

A wird Uberdies der Ersatz pauschaler Verfahrenskosten nach § 185 Abs. 1 lit. a FinStrG im
Ausmalf’ von € 500,00 und allfalliger Kosten eines Strafvollzuges, welche gegebenenfalls mit
Bescheid der Finanzstrafbehorde bestimmt werden wiirden, auferlegt.

Il. Gegen diese Entscheidung ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

A. Mit Erkenntnis des Spruchsenates Il beim Finanzamt Salzburg-Stadt als Organ des genannten
Finanzamtes als Finanzstrafbehorde vom 4. September 2019 ist nach durchgefiihrter
miundlicher Verhandlung A als Erstbeschuldigter zu StrNr. qqqqq in einem gegen ihn wegen des
Verdachtes, er habe in den Jahren 2013 bis 2015 im Amtsbereich des Finanzamtes Salzburg-
Stadt als Geschaftsfiihrer der B-GmbH, FN bbbb, in Zusammenwirken mit der als
Zweitbeschuldigten gefiihrten weiteren Geschaftsfiihrerin C vorsatzlich unter Verletzung der
Verpflichtung zur Abgabe von dem § 21 Umsatzsteuergesetz (UStG) 1994 entsprechenden
Voranmeldungen, indem unrichtige derartige Abgabenerkldrungen libersendet wurden, eine
Verkirzung von Umsatzsteuer betreffend den Voranmeldungszeitraum Juli bis September 2013
und Janner bis Dezember 2014 bewirkt und dies nicht flir méglich, sondern fiir gewiss gehalten
und hiedurch Abgabenhinterziehungen nach § 33 Abs. 2 lit. a FinStrG begangen, anhangigen
Finanzstrafverfahren lediglich schuldig gesprochen, weil er selbst zu berechnende
[Vorauszahlungen an] Umsatzsteuer fiir die Zeitrdume Juli bis September 2013 in H6he von

€ 24.981,15 und fiir die Zeitraume Janner bis Dezember 2014 in Héhe von [insgesamt]

€ 50.599,65 nicht spatestens am flinften Tag nach Falligkeit entrichtet und hiedurch
Finanzordnungswidrigkeiten nach § 49 Abs. 1 lit. a FinStrG begangen habe, weshalb lber ihn
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gemalk § 49 Abs. 2 [ergdnze: iVm § 21 Abs. 1 und 2] FinStrG eine Geldstrafe in Hohe von

€ 4.000,00 und [gemalR § 20 FinStrG] eine Ersatzfreiheitsstrafe im Ausmald von vier Tagen
verhangt worden sind. Zusatzlich wurde dem Erstbeschuldigten gemaR § 185 [Abs. 1 lit. a]
FinStrG der Ersatz von Verfahrenskosten in Héhe von € 400,00 und von Kosten eines allfilligen
Strafvollzuges auferlegt.

Zur Begriindung hat der Spruchsenat in der schriftlichen Ausfertigung des Erkenntnisses
feststellend ausgefiihrt wie folgt [Erganzung des Bundesfinanzgerichtes in eckiger Klammer]:

A wurde am xxxxa in Deutschland geboren; er ist deutscher Staatsangehoriger und nunmehr
als Angestellter tatig. Er verdiene [zum Zeitpunkt der Entscheidung des Spruchsenates]
monatlich netto € 3.000,00 und habe drei Sorgepflichten. Er sei finanzstrafrechtlich
unbescholten [siehe in diesem Zusammenhang auch eine aktuelle Abfrage der Finanzdaten
betreffend den Beschuldigten].

Im Jahr 2009 sei die B-GmbH, FN bbbb, mit Sitz in Salzburg gegriindet worden. Gesellschafter
waren A und die D-GmbH [mit Sitz in XXXD, Deutschland, Amtsgericht Koblenz, HRB dddd
(Abfrage Firmenbuch, Finanzstrafakt Bl. 24 verso)] je mit 50% Anteilen. Geschaftsfiihrer waren
die A und C, wobei die Zweitgenannte allerdings nur deshalb diese Position eingenommen
habe, weil der Alleingesellschafter der D-GmbH jemanden im Unternehmen haben wollte fir
den Fall, dass A wieder ausscheiden oder sonst ausfallen wiirde; eine Art Aufpasserfunktion
aber habe C allerdings nicht gehabt. Sie habe keinerlei Entgelt als Geschaftsfiihrerin bezogen. A
sei Techniker und sollte sich deshalb primar um die technischen Dinge kimmern, C aufgrund
ihrer Ausbildung um das Marketing. Beide hatten keine einschlagigen Erfahrungen im
Zusammenhang mit dem Buchhaltungswesen und / oder den abgabenrechtlichen
Verpflichtungen von Kapitalgesellschaften in Deutschland oder Osterreich gehabt. Tatsachlich
habe die B-GmbH deshalb auch einen Steuerberater gehabt, der die Buchhaltung und die
Umsatzsteuervoranmeldungen erstellt habe.

Da C trotz der Situierung der B-GmbH in Salzburg ihren standigen Aufenthalt und Wohnort in
XXXC gehabt habe, sodass sie in Salzburg nicht verfiigbar war, habe A von Anfang an neben den
technischen Aufgaben auch die Aufgabe wahrgenommen, die Belege fiir die Buchhaltung zu
sammeln und diese dem Steuerberater zu Gbermitteln. Auch das Rechnungswesen sei von ihm
allein [betreut] worden. Ubermittelte der Steuerberater die Umsatzsteuervoranmeldungen,
habe A die Einzahlungen [der Zahllasten] vorgenommen.

C [hingegen] sei mit der Buchhaltung, dem Steuer- und Rechnungswesen liberhaupt nicht
befasst gewesen und habe mit dem Steuerberater ausschliefSlich bei der Erstbesprechung und
dann bei der jdhrlichen Unterfertigung der Jahresabschliisse zu tun gehabt. A héatte sich zwar
von Anfang mehr Unterstitzung durch C auch in diesen Dingen erwartet, eine konkrete
Klarstellung in dieser Hinsicht gab es jedoch von seiner Seite nicht; das sei auch nie ein Thema
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in Gesprachen zwischen den Beschuldigten gewesen. A wollte C nicht mit diesem Thema
belasten, weil sie ja ohnehin genug zu tun gehabt habe.

[Am 13. November 2013 hat der Steuerberater der B-GmbH betreffend den
Voranmeldungszeitraum Juli bis September 2013 fristgerecht eine Voranmeldung eingereicht,
fir welche ihm jedoch von A nur ein Teil der Ausgangsrechnungen ibermittelt worden war,
sodass zu Unrecht ein Guthaben an Umsatzsteuer in Hohe von -€ 7.613,05 geltend gemacht
wurde, statt eine Zahllast von € 18.411,68 auszuweisen (Abfrage Abgabenkonto der B-GmbH).
16 Monate spater hat der Steuerberater nach Ankiindigung einer AuBenprifung am 24. Marz
2015 noch am selben Tag fiir die GmbH und ihre beiden Geschaftsfiihrer eine Selbstanzeige
nach § 29 FinStrG erstattet, weil u.a. im August 2013 vom Geschaftsfiihrer (gemeint wohl A)
vereinnahmte Anzahlungen sowie Direktzahlungen von Kunden an Subunternehmer im
Gesamtbetrag von € 130.123,67 netto nicht erfasst gewesen waren (Eingabe FinanzOnline,
Aufzeichnung Prifungsverlauf, Finanzstrafakt Bl. 20 f)]. Der offengelegte Verkiirzungsbetrag
von € 26.024,73 wurde jedoch mit Ausnahme eines Teilbetrags von € 1.043,58, der zum
damaligen Zeitpunkt als Guthaben auf dem Abgabenkonto verbucht war, nicht fristgerecht
entrichtet, sodass die Selbstanzeige mit Ausnahme dieses Betrages keine strafaufhebende
Wirkung hatte.

[Auf Basis der Abgaben des A hatte der Steuerberater auch die Voranmeldungen fir die
Voranmeldungszeitraume Februar, April, Mai und Juni 2014 erstellt und der Abgabenbehérde
am 6. Juni 2014 (UVA 02/14), am 22. September 2014 (UVA 04/14), am 23. September 2014
(UVA 05/14) und am 16. Janner 2015 (UVA 06/14) Gbermittelt. Wiederum waren die
steuerpflichtigen Umsatze bei weitem zu niedrig angegeben, weshalb fir Februar 2014 nur
eine Zahllast von € 394,89 und fiir die weiteren genannten Monate nicht zustehende
Umsatzsteuergutschriften von -€ 2.634,51, -€ 111,54 und -€ 1.079,13 am Abgabenkonto
verbucht worden sind (Buchungsabfrage). Ab Oktober 2014 bzw. ab Falligkeit der
Voranmeldungen fir August 2014 wurden keine Voranmeldungen mehr erstellt bzw.
Zahllasten mehr errechnet. Dies wurde aus Anlass einer Umsatzsteuer-Sonderpriifung tiber
den Zeitraum 02/2014 bis 02/2015 nachgeholt und vor Priifungsbeginn ebenfalls Selbstanzeige
erstattet (Finanzstrafakt Bl. 22), ohne dass fristgerecht entrichtet worden ist (Kontoabfrage).
Tatsachlich hatten laut dem damals gewonnenen Wissensstand des Steuerberaters die
Vorauszahlungen an Umsatzsteuer fur Februar 2014 € 17.061,57, fir April 2014 € 7.772,17 und
die Gutschriften flir Mai 2014 -€ 95,70 und fir Juni 2014 -€ 619,13 betragen,] woraus sich
Verkirzungen von insgesamt € 27.549,19 ergeben hatten (Bericht vom 14. April 2015 zu ABNr.
abab/15).

[Mit Beschluss des Landesgerichtes Salzburg] vom 29. Oktober 2015 wurde Uber das Vermogen
der B-GmbH ein Konkursverfahren eréffnet [(Firmenbuchabfrage, Finanzstrafakt Bl. 24)].
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[Am 7. Juni 2016 ist eine vom Steuerberater erstellte Umsatzsteuererklarung betreffend die B-
GmbH auf GeheiR des Masseverwalters flir das Veranlagungsjahr 2014 bei der
Abgabenbehodrde eingereicht worden (Verfahrensdaten, Finanzstrafakt Bl. 33). In dieser
Jahressteuererklarung sind die steuerlichen Rechenwerke der Voranmeldungszeitrdume Janner
bis Dezember 2014 zusammengefasst gewesen, sodass, waren die gemeldeten Gutschriften
bzw. Zahllasten fiir die nicht anldsslich der Umsatzsteuer-Sonderpriifung korrigierten
Voranmeldungszeitraume zutreffend gewesen, keine Mehrergebnisse an Umsatzsteuer
festzusetzen gewesen wadren. Tatsachlich aber hat sich aufgrund der erkldarungsgemalf3en
Veranlagung der Umsatzsteuer fir 2014 nunmehr ein Mehrergebnis von € 23.050,46 ergeben
(Bescheid vom 28. September 2016, Finanzstrafakt Bl. 34 f), weil weitere steuerpflichtige
Umsatze wahrend des Jahres von A dem Steuerberater der GmbH nicht gemeldet worden
waren. Diese Summe an Verkiirzungen von Vorauszahlungen an Umsatzsteuer ist in freier
Beweiswirdigung zu gleichen Teilen auf die einzelnen Voranmeldungszeitraume des Jahres
2014 aufzuteilen.]

A sei vom Steuerberater dahin instruiert worden, dass am Anfang [also 2009, siehe
Datenabfrage] aufgrund der geringen Umsatze lediglich einmal jahrlich
Umsatzsteuerzahlungen zu erfolgen hatten. Er habe aber in weiterer Folge, als die Umsatze
stiegen, gewusst, dass er dem Steuerberater monatlich die Belege fiir die Erstellung der
Buchhaltung zu Gbermitteln hatte, was er grundsatzlich auch getan habe.

Im inkriminierten Zeitraum sei dem Genannten die gesamte Arbeit — es habe keine weiteren
Dienstnehmer gegeben — allerdings tiber den Kopf gewachsen, sodass er es nicht mehr
geschafft habe, dem Steuerberater samtliche Rechnungen, dem konkreten Monat zugeordnet,
zu Ubergeben. Die Rechnungen seien immer wieder im Bliro herumliegen geblieben und seien
erst spater dem Steuerberater (ibergeben worden. Darliber hinaus habe A auch immer wieder
verspitet Rechnung an die Geschiftspartner gelegt. Der Grund fiir diese Uberlastung sei die
gleichzeitige Betreuung von zwei Bauauftragen gewesen, wobei es auch Schwierigkeiten mit
den konkreten Baufortschritten und Zahlungsausfalle gegeben habe. Es stehe — so der
Spruchsenat — nicht fest, dass die Abgabe der unrichtigen Umsatzsteuervoranmeldungen bzw.
die verspatete Bericksichtigung von Rechnungen auf wirtschaftliche Schwierigkeiten der B-
GmbH im inkriminierten Zeitraum zuriickzufiihren gewesen waren. A, der keine einschlagige
Ausbildung im Rechnungs-, Buchhaltungs- oder Abgabenwesen gehabt habe, habe zwar seine
Arbeitstiberlastung erkannt, habe aber den Umstand, dass die Rechnungen nicht dem
konkreten Monat zugeordnet dem Steuerberater (ibermittelt worden seien, als nicht so
dramatisch angesehen. Es stehe auch nicht fest, dass A damals tatsachlich vollumfanglich in
der Lage gewesen sei, entsprechende (Teil)rechnungen und dergleichen im Zusammenhang mit
Bauvorhaben zum richtigen Zeitpunkt zu erstellen, abgesehen davon, dass es ja auch zu
Zahlungsausfillen gekommen sei, die Rechnungsberichtigungen erfordert hatten.
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Am 13. Oktober 2017 sei der Konkurs betreffend die B-GmbH nach Verteilung des Vermogens
wieder aufgehoben und die Firma am 10. Juli 2018 im Firmenbuch geldscht worden.

Der Schaden sei [zum Zeitpunkt der Entscheidung des Spruchsenates] zu 58 % wieder gut
gemacht worden.

Hinsichtlich der subjektiven Tatseite habe der Spruchsenat — so seine Wiirdigung — den
Uberlegungen des Amtsbeauftragten, A habe wissentlich gehandelt, nicht folgen kénnen.
Dieser habe namlich dem Senat sehr deutlich und glaubwiirdig seine damalige
Problemsituation (mangelnde Ausbildung, Arbeitsiiberlastung, Probleme bei der
Rechnungslegung im Zusammenhang mit den beiden Bauprojekten, Zahlungsausfalle, usw.)
geschildert, sodass er es zwar fir moglich gehalten habe, dass er seinen abgabenrechtlichen
Verpflichtungen nicht vollinhaltlich nachkommen konnte, bewusst sei ihm dies aber nicht
gewesen. Er habe die Situation damals nicht als so dramatisch gesehen. A sei daher lediglich
bedingter Vorsatz vorzuwerfen.

[Zu seinen Uberlegungen hinsichtlich einer finanziellen Zwangslage des Unternehmens, welche
nicht als Anlass zur Abgabe der unrichtigen Umsatzsteuervoranmeldungen bzw. zur
verspateten Berlicksichtigung von Rechnungen feststellbar gewesen sei, dullert sich der
Spruchsenat nicht.]

Bei der Strafbemessung wertete der Spruchsenat als erschwerend keinen Umstand, als
mildernd ein abgelegtes Gestandnis des Beschuldigten, seine finanzstrafrechtliche
Unbescholtenheit, eine teilweise Schadensgutmachung, [eine Mitwirkung an der Aufklarung
der strafrelevanten Sachverhalte in Form] der nicht strafbefreienden Selbstanzeigen, sowie
den Umstand, dass die Taten bereits langere Zeit zurlicklagen. [In wieweit der Spruchsenat auf
die personlichen und wirtschaftlichen Verhaltnisse des Finanzstraftaters Bedacht genommen
hat, ist nicht ausdricklich ausgefiihrt.] (schriftliche Ausfertigung des Erkenntnisses,
Finanzstrafakt Bl. 107 ff).

B. Mit Beschwerde vom 14. Oktober 2019 hat der Amtsbeauftragte gegen das Straferkenntnis
betreffend A hinsichtlich seines gesamten Inhaltes und Umfanges nach Beschwerde erhoben
und unter Verweis auf seine an den Spruchsenat gerichtete Stellungnahme beantragt, den
Beschuldigten als Wahrnehmenden der steuerlichen Interessen der B-GmbH wegen
Abgabenhinterziehung nach § 33 Abs. 2 lit. a FinStrG zu bestrafen, wobei eine tat- und
schuldangemessene Strafe verhangt werden moge.

Der Spruchsenat begriinde seine diesbezlgliche Entscheidung im Wesentlichen damit, dass A
nur die Schuldform eines bedingten Vorsatzes anzulasten sei. Diese Ansicht werde aber vom
Amtsbeauftragten nicht geteilt. Wissentlichkeit sei ndmlich zu bejahen, wenn der Tater die
Abgabenverkiirzung dem Grunde nach fir gewiss halte.
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In diesem Zusammenhang habe der Erstbeschuldigte bei seiner Rechtfertigung vom 27. Marz
2018 unter anderem wie folgt angegeben:

Die Firma B-GmbH sei schon in den Anfangsjahren 2009 und 2010 wirtschaftlich schlecht
dagestanden. Erst 2011 und 2012 sei die wirtschaftliche Lage besser geworden, bis aufgrund
von Streitigkeiten mit Kunden die wirtschaftliche Lage der B-GmbH wieder schlechter geworden
sei. Auch die an der B-GmbH zu 50 % beteiligte Gesellschaft D-GmbH sei ab 2013 in eine
wirtschaftliche Schieflage geraten und hdtte an eine amerikanische Firma verkauft werden
sollen. Letztlich habe er auf Gehaltszahlungen verzichtet, um die wirtschaftliche Belastung der
B-GmbH zu reduzieren (Finanzstrafakt BI. 55 ff).

In der mindlichen Verhandlung vor dem Spruchsenat habe A unter anderem angegeben wie
folgt:

Fiir die wirtschaftlichen Belange der B-GmbH sei ihm C zur Seite gestellt worden. Er habe die
Belege gesammelt und dem Steuerberater fiir die Buchhaltung und Erstellung der
Umsatzsteuervoranmeldungen libermittelt. Dies sei so gehandhabt worden, weil die
Zweitbeschuldigte rdumlich getrennt gewesen sei und auch nicht zur Verfiigung gestanden
habe. Ab 2012 habe der Steuerberater ihm erklért, dass er ihm die Belege fiir die Erstellung der
Umsatzsteuervoranmeldungen monatlich iibermitteln miisse. Er habe dem Steuerberater auch
nicht alle Rechnungen gegeben bzw. die Rechnungen nicht dem konkreten Monat zugeordnet.
Auch sei er fiir die Bezahlung der Vorauszahlungen an Umsatzsteuer zusténdig gewesen
(Finanzstrafakt Bl. 102 ff).

Daraus ergebe sich Folgendes: A habe gewusst, dass er im inkriminierten Zeitraum [fir die B-
GmbH] monatlich Umsatzsteuervoranmeldungen abgeben [lassen] und die daraus
resultierenden Vorauszahlungen an Umsatzsteuer entrichten musste. Dies habe er auch
[insofern] getan, indem er dem steuerlichen Vertreter die Belege fiir die rechtzeitige Erstellung
der Voranmeldungen [erganze: teilweise] Ubermittelte und daraus resultierenden Zahlungen
Uibernommen habe. A gebe selbst zu, dass er nicht alle Rechnungen dem steuerlichen Vertreter
Ubermittelte. Er habe es flr gewiss gehalten, dass durch diese seine Handlungsweise nicht alle
Erlose [Umsatze] [gegeniber der Abgabenbehdrde] erklart und dadurch Abgabenverkiirzungen
herbeigefiihrt werden. Dieses Wissen habe er umso mehr gehabt, als er als Geschaftsfiihrer
und Teilhaber bei der B-GmbH den besten Einblick in die Geschafte des Unternehmens hatte.
Als Geschaftsfiihrer habe er am besten Uber die Auftragslage und die erzielten Erl6se
[Umsatze] der GmbH Bescheid gewusst. A habe daher wissentlich gehandelt.

C. Eine Beschwerde des A liegt nicht vor.

D. Am 10. Mai 2021 hat die Verteidigerin des Beschwerdegegners die Akten- und Beweislage
mit dem Vorsitzenden des entscheidenden Finanzstrafsenates des Bundesfinanzgerichtes
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erortert, wobei ihr — ohne Prdjudiz fiir eine Senatsentscheidung — deren Beurteilung aus der
Sicht des Vorsitzenden vorgetragen wurde.

E. In weiterer Folge verzichtete die Verteidigerin mit Eingabe vom 25. Mai 2021 fiir den
Beschwerdegegner auf die Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung und dulRerte sich zur
Beschwerde des Amtsbeauftragten noch wie folgt:

E.1. Zur subjektiven Tatseite:

Die Beschwerdefiihrerin [Der Amtsbeauftragte] fihre in [seiner] Beschwerde aus, aus dem
Umstand, dass der Beschuldigte zugegeben habe, dass nicht alle Rechnungen dem steuerlichen
Vertreter Gbermittelt wurden, ergebe sich, dass er es fir gewiss gehalten habe, dass durch
seine Handlungsweise nicht alle Erlose erklart werden und dass dadurch eine
Abgabeverkiirzung herbeigefihrt werde.

Dem sei zu entgegnen, dass es sich bei den Ausfiihrungen im Rahmen der Einvernahme des
Beschuldigten um eine zurlickblickende Schilderung gehandelt habe. Zum Zeitpunkt der
Einvernahme habe es der Beschuldigte fir gewiss gehalten, dass er nicht alle Rechnungen an
die steuerliche Vertretung weitergeleitet hatte. Zum damaligen Zeitpunkt aber nicht. Dies
ergebe sich insbesondere aus seiner Einvernahme, welche sich in den Ausfiihrungen des
Spruchsenates wiederfinde. Der Beschuldigte habe sehr deutlich und glaubwiirdig seine
damalige Problemsituation (mangelnde Ausbildung, Arbeitsiiberlastung, Probleme bei der
Rechnungslegung im Zusammenhang mit den beiden Bauprojekten, Zahlungsausfalle usw.)
geschildert, sodass er es zwar fir moglich gehalten, aber ihm sicher nicht bewusst gewesen
ware, dass er seinen abgabenrechtlichen Verpflichtungen nicht vollinhaltlich nachkommen
kénnte und eine Verkiirzung bewirken wiirde.

So verlange Wissentlichkeit nicht (bloRB) ein (zweifelhaftes) Wissen (welches auch dem
bedingten Vorsatz eigen ist), sondern Gewissheit im Sinne einer zweifelsfreien Kenntnis (RIS-
Justiz RS0088890). Gerade eine solche zweifelsfreie Kenntnis kdnne den Beweisergebnissen
aber nicht entnommen werden, da die damalige Situation keineswegs Gewissheit tGber die
Verletzung der abgabenrechtlichen Verpflichtungen sowie die Verkiirzung geschafft habe.

Aus den angeflihrten Griinden werde daher beantragt, die Beschwerde abzuweisen.
E.2. Zu den Strafzumessungsgriinden:

Sollte das Gericht wider Erwarten feststellen, dass Wissentlichkeit vorgelegen hat, und damit
der Beschwerde stattgeben, so werde ausgeflihrt wie folgt:

Wie bereits der Spruchsenat ausfiihrte, seien das Tatsachengestandnis, das wesentlich zur
Aufklarung des Sachverhalts beigetragen habe, die Unbescholtenheit, die teilweise
Schadensgutmachung, der Umstand, dass den Selbstanzeigen keine strafbefreiende Wirkung
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zugekommen sei, und der Umstand, dass die Taten bereits langere Zeit zurlickliegen, als
mildernd im Sinne des § 23 Abs 2 FinStrG zu werten.

Zusatzlich zu diesen Milderungsgriinden seien die lange Verfahrensdauer sowie die folgenden
Umstande zu werten:

Damalige Problemsituation: Auch die bereits oben ausgefiihrte Problemsituation sei auBerhalb
der demonstrativen Aufzahlung des § 34 Abs 1 StGB als Milderungsgrund zu werten.

Bisher ordentlicher Lebenswandel: Der Beschuldigte ist Akademiker und Familienvater und
flhrte einen bisher ordentlichen Lebenswandel. Die Tat, deretwegen er beschuldigt wird, stehe
in einem auffallenden Widerspruch zu seinem sonstigen Verhalten.

In Hinblick auf § 23 Abs 3 FinStrG werde ausgefiihrt wie folgt:

Den Beschuldigten treffen Sorgepflichten gegeniiber seiner Ehegattin E, welche aufgrund der
Kindererziehung in geringem Ausmal’ beschaftigt ist, sowie seinen beiden Kindern F (geb.
xxxxf) und G (geb. xxxxg).

Weiters wurde zu kkkkk tGber das Vermogen des Beschuldigten das Insolvenzverfahren vor dem
Amtsgericht YYAA eroffnet. Dieses sei nach wie vor aufrecht.

Seit 19. Oktober 2015 ist der Beschuldigte unselbstdndig als technischer Angestellter bei der H-
GmbH (nunmehr I-GmbH) beschaftigt. Seit 6. Marz 2021 sei der Beschuldigte in kleinem
Rahmen neben seiner Haupttatigkeit als Angestellter selbstdndig als Sachverstandiger tatig.
Diese Tatigkeit soll seiner eigenen Prognose nach, immer ein Zubrot zu seiner Haupttatigkeit
als Angestellter bleiben.

All diese Umstande rechtfertigen tGberdies eine auRerordentliche Strafmilderung im Sinne des
§ 23 Abs 4 FinStrG. Die oben dargestellte — nunmehr bereits fast 8 Jahre zuriickliegende —
Ausnahmesituation anderte die wirtschaftliche und damit auch die personliche Situation des
Beschuldigten schlagartig. Nichtsdestotrotz begegnet der Beschuldigte der dadurch
hervorgerufenen Beeintrachtigung seiner wirtschaftlichen Existenz Tag fiir Tag und Jahr fir
Jahr mit harter Arbeit. Beweis: 6ffentliche Bekanntmachung des Amtsgerichtes YYAA vom
7.9.2016, offentliche Bekanntmachung des Amtsgerichtes YYAA vom 9. Janner 2019,
Dienstvertrag vom 13. Oktober 2015 und Versicherungsbestatigung der SVS vom 30. April 2021
[Beweismittel vorgelegt]. Es werde beantragt, diese Umstande bei der Strafbemessung
entsprechend zu wirdigen.

F. Mit Eingabe vom 15. Juli 2021 haben auch der Amtsbeauftragte und das Amt fiir
Betrugsbekampfung als Rechtsnachfolgerin der belangten Finanzstrafbehérde auf die
Durchflihrung einer miindlichen Verhandlung verzichtet.
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G. GemaR § 160 Abs. 3 FinStrG kann das Bundesfinanzgericht von der Durchfiihrung einer
mundlichen Verhandlung absehen, wenn wie im gegenstandlichen Fall die Parteien
ausdricklich darauf bis zum Beginn der Verhandlung verzichtet haben. Strittig ist im
Beschwerdeverfahren im Wesentlichen, ob der Beschwerdegegner A bei seinen Verfehlungen
lediglich bedingt vorsatzlich oder zumindest wissentlich gehandelt habe. Diesbeziiglich ist er
vor dem Spruchsenat ausfiihrlich in einer miindlichen Verhandlung vernommen worden;
ebenso ist diesbeziiglich — wie ausgefiihrt — eine entsprechende insoweit inhaltlich mit den
bisherigen Einlassungen des Beschuldigten tibereinstimmende AuRerung seiner Verteidigerin
eingelangt, wobei auch eine Darstellung der nunmehrigen personlichen und wirtschaftlichen
Verhaltnisse des Beschuldigten gegeben wurde. In Anbetracht der solcherart gesicherten
Akten- und Beweislage bestehen nunmehr auch von Seite des Bundesfinanzgerichtes keine
Bedenken mehr, seine Entscheidung auch ohne miindliche Verhandlung zu fallen.

Uber die Beschwerde wurde erwogen:

1. GemaR § 161 Abs. 1 FinStrG hat das Bundesfinanzgericht, sofern die Beschwerde nicht
gemalk § 156 mit Beschluss zurlickzuweisen ist, grundsatzlich in der Sache selbst mit Erkenntnis
zu entscheiden. Es ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch hinsichtlich der Begriindung des
Erkenntnisses seine Anschauung an die Stelle jener der Finanzstrafbehorde zu setzen und das
angefochtene Erkenntnis (den Bescheid) entsprechend abzudndern. Dabei ist gemall § 161
Abs. 3 FinStrG eine Anderung des angefochtenen Erkenntnisses zum Nachteil des
Beschuldigten zuldssig, wenn wie im gegenstandlichen Fall eine Anfechtung durch den
Amtsbeauftragten vorliegt.

2. Gemald § 98 Abs. 3 FinStrG haben die Finanzstrafbehérden —und gemafld § 157 FinStrG sohin
auch das Bundesfinanzgericht — unter Beriicksichtigung der Ergebnisse des Verfahrens nach
freier Uberzeugung zu beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen anzunehmen ist oder nicht;
bestehen Zweifel, so darf die Sache nicht zum Nachteil eines Beschuldigten angenommen
werden. Dabei ist der Nachweis nicht nur hinsichtlich der objektiven, sondern auch hinsichtlich
der subjektiven Tatseite zu filhren. Kommen mehrere Personen als unmittelbare Tater fur die
obgenannten Finanzvergehen grundsatzlich in Betracht, ist tatsachlich fir jeden einzelnen von
ihnen sowohl in objektiver, als auch subjektiver Hinsicht der Nachweis einer Tatbegehung zu
fihren. Bleiben Zweifel bestehen, sind diese somit zugunsten der Beschuldigten beachtlich.

3. Gemald § 119 Abs. 1 BAO haben Unternehmer bzw. Abgabepflichtige und allfallige
Wahrnehmende deren steuerlichen Interessen (hier als solche in Frage kommend: die
beschuldigten Geschaftsfiihrer der B-GmbH, A und C) die fir den Bestand und Umfang einer
Abgabepflicht bedeutsamen Umstande nach Maligabe der Abgabenvorschriften offen zu legen.
Die Offenlegung muss vollstdandig und wahrheitsgemaR erfolgen. Dieser Offenlegung dienen
gemal Abs. 2 leg.cit. unter anderem Abgaben- bzw. Steuererklarungen, wozu auch
Umsatzsteuervoranmeldungen gehoren.
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4. Gemald § 21 Abs. 1 UStG 1994 hatte im strafrelevanten Zeitraum ein Unternehmer fiir sein
Unternehmen bzw. der oder die Wahrnehmenden der steuerlichen Interessen dieses
Unternehmens spatestens am 15. Tag (Falligkeitstag) des auf den Kalendermonat
(Voranmeldungszeitraum) zweitfolgenden Kalendermonates eine Voranmeldung beim
zustandigen Finanzamt einzureichen, in der die flir den Voranmeldungszeitraum zu
entrichtende Steuer (Vorauszahlung) oder der auf den Voranmeldungszeitraum entfallende
Uberschuss (Guthaben) unter entsprechender Anwendung des § 20 Abs. 1 und 2 UStG 1994
bzw. auch des § 12 Abs. 11 UStG 1994 (Berichtigung eines erfolgten Vorsteuerabzuges bei
Wegfall der fur diesen maRgeblichen Verhaltnisse) selbst zu berechnen war. Die Voranmeldung
galt als Steuererklarung. Der Unternehmer bzw. der oder die Wahrnehmenden der
steuerlichen Interessen des Unternehmens hatten eine sich ergebende Vorauszahlung auch
spatestens am Falligkeitstag zu entrichten.

5. Als Wahrnehmende der steuerlichen Belange eines Unternehmens (zum Begriff des
Wahrnehmenden siehe z.B. Kéck in Kéck/Judmaier/Kalcher/Schmitt, FinStrG I°, § 33 Rz 5)
gelten diejenigen Personen, welche diesbeziiglich im Unternehmen Entscheidungsgewalt
ausiben, sei es aufgrund gesellschaftsrechtlicher Legitimation, sei es auch aufgrund lediglich
faktischer Gegebenheiten. Wer derartige Aufgaben im Unternehmen an sich zieht, wird auch
fir die damit verbundenen abgabenrechtlichen Verpflichtungen verantwortlich.
Selbstverstandlich kann eine derartige abgabenrechtliche Verantwortung auch geteilt werden,
wenn etwa diesbezligliche unternehmerische Entscheidungen in einer gemeinsamen
Willensbildung getroffen werden.

Im gegenstandlichen Fall ist von A und C tatsachlich tibereinstimmend vorgetragen worden,
dass der Beschwerdegegner im Unternehmen infolge der Abwesenheit der
Mitgeschaftsfihrerin das Rechnungswesen ibernommen hatte und solcherart dem
Steuerberater diejenigen Informationen ibermittelte, welche dieser zur Erstellung der
Voranmeldungen und Berechnung der Zahllasten oder Gutschriften der B-GmbH fiir den
jeweiligen Voranmeldungszeitraum verwendete. A ist flir den Steuerberater der
Ansprechpartner und Informationslieferant gewesen, hat seinerseits die sich aufgrund seiner
eigenen Angaben ergebenden Zahllasten und Gutschriften auch zur Kenntnis genommen und
ist laut Aktenlage auch unstrittig derjenige gewesen, welcher die Entrichtung der ihm
solcherart betraglich bekannt gewordenen Vorauszahlungen an Umsatzsteuer jeweils bis zum
Ablauf des Falligkeitstages der Abgabenbehdrde zu veranlassen hatte. A ist in diesem
Zusammenhang tatsachlich als Wahrnehmender der abgabenrechtlichen Pflichten der B-GmbH
anzusehen.

6. Gemal § 33 Abs. 2 lit. a FinStrG machte sich ein derartiger Wahrnehmender der steuerlichen
Interessen eines Unternehmens einer Abgabenhinterziehung schuldig, wenn er vorsatzlich
unter Verletzung der genannten Verpflichtung zur Abgabe von dem obgenannten § 21 UStG
1994 entsprechenden Voranmeldungen eine Verkiirzung an Umsatzsteuer bewirkte und dies
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nicht nur fiir moglich, sondern flir gewiss gehalten hat. Dabei war gemal} § 33 Abs. 3 lit. b
FinStrG eine derartige Abgabenverkiirzung bewirkt, wenn die selbst zu bemessende
Vorauszahlung an Umsatzsteuer ganz oder teilweise nicht (am Falligkeitstag) entrichtet wurde.
Ebenso war gemal § 33 Abs. 3 lit. d FinStrG eine Abgabenverkiirzung bewirkt, wenn die selbst
zu bemessende, nicht bescheidmaRig festzusetzende Umsatzsteuergutschrift zu Unrecht oder
zu hoch geltend gemacht worden war.

7. Gemal’ § 49 Abs. 1 lit. a FinStrG machte sich einer Finanzordnungswidrigkeit schuldig, wer
zumindest bedingt vorsatzlich selbst zu berechnende Abgaben, insbesondere (beispielsweise)
Vorauszahlungen an Umsatzsteuer nicht spatestens am flinften Tag nach Falligkeit entrichtet
oder abfiihrt hat, es sei denn, dass der zustandigen Abgabenbehdrde bis zu diesem Zeitpunkt
die Héhe des geschuldeten Betrages bekanntgegeben worden ist; im Ubrigen war die
Versaumung eines Zahlungstermines fiir sich allein (etwa wenn z.B. die fallige
Einkommensteuer nicht fristgerecht entrichtet wird) nicht strafbar. Soll heiRen, wer die
gleichsam zu treuen Handen fir den Fiskus in Empfang genommene Umsatzsteuer zumindest
bedingt vorsatzlich nicht als Vorauszahlung bis zum flinften Tag bei der Abgabenbehoérde
ablieferte, beging eine Finanzordnungswidrigkeit und ist schon aus diesem Grunde mit Strafe
bedroht, ohne dass ihm (etwa weil diese gar nicht berechnet wurde) schon die genaue Héhe
der Falligkeit bekannt sein musste. In Bezug auf Umsatzsteuergutschriften gelangte § 49 Abs. 1
lit. b FinStrG zur Anwendung, wonach sich ebenfalls einer Finanzordnungswidrigkeit schuldig
gemacht hat, wer zumindest bedingt vorsatzlich durch die Abgabe unrichtiger
Umsatzsteuervoranmeldungen ungerechtfertigte Abgabengutschriften geltend gemacht hat.
Eine Bekanntgabe der geschuldeten Selbstbemessungsabgabe bis zum flinften Tag nach
Falligkeit ware ein entsprechender Strafaufhebungsgrund (z.B. BFG 1.10.2015,
RV/5300016/2014].

8. Der Tatbestand des § 33 Abs. 2 lit. a FinStrG besteht somit im Falle von Zahllasten aus zwei
Komponenten, namlich einerseits aus einer zumindest bedingt vorsatzlich nicht fristgerecht
(also bis zum Ablauf des 15. des zweitfolgenden Monats nach dem Voranmeldungszeitraum)
erfolgten Ubermittlung einer ordnungsgemaRen (wahrheitsgemaRen und vollstindigen)
Voranmeldung an die zustiandige Abgabenbehoérde und andererseits aus einer zumindest
wissentlichen Nichtentrichtung der Vorauszahlung an Umsatzsteuer bis zum Ablauf dieses
Falligkeitstages. Fehlt die erste Komponente, verbleibt hinsichtlich einer zumindest bedingt
vorsatzlich nicht bis zum flinften Tag nach Falligkeit erfolgten Entrichtung der Zahllast die
Strafbarkeit einer Finanzordnungswidrigkeit nach § 49 Abs. 1 lit. a FinStrG; ist etwa die zweite
Komponente in Form einer wissentlichen Nichtentrichtung bis zum Ablauf des Falligkeitstages
nicht erweislich, verbleibt eine Strafbarkeit einer vorsatzlichen Nichteinreichung der
Voranmeldung als Finanzordnungswidrigkeit nach § 51 Abs. 1 lit. a FinStrG. Denkbar ist auch
noch die Kombination einer Strafbarkeit in Form zweier Finanzordnungswidrigkeiten, namlich
nach § 49 Abs. 1 lit. a FinStrG und nach § 51 Abs. 1 lit. a FinStrG.
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Im Falle von Umsatzsteuergutschriften liegt jeweils nur eine Komponente vor, namlich eine
zumindest wissentliche Geltendmachung einer nicht gerechtfertigten Gutschrift (§ 33 Abs. 2
lit. a FinStrG bzw. eine lediglich bedingt vorsatzliche Geltendmachung der nicht
gerechtfertigten Gutschrift (§ 49 Abs. 1 lit. b FinStrG).

9. Ein finanzstrafrechtlicher Vorwurf der Hinterziehung an Umsatzsteuer fiir einen bestimmten
Voranmeldungszeitraum nach § 33 Abs. 2 lit. a FinStrG hat somit die Strafbarkeit wegen einer
Finanzordnungswidrigkeit nach § 49 Abs. 1 lit. a FinStrG, wonach der Unternehmer bzw. der
Wahrnehmende zumindest bedingt vorsatzlich die selbst zu berechnende Vorauszahlung an
Umsatzsteuer auch nicht bis zum flinften Tag nach Falligkeit entrichtet hat, sowie wegen einer
Finanzordnungswidrigkeit nach § 51 Abs. 1 lit. a FinStrG wegen vorsatzlicher Verletzung der
abgabenrechtlichen Offenlegungs- und Wahrheitspflicht in Form der (Veranlassung der)
Einreichung einer unrichtigen Voranmeldung konsumiert. Im Falle der Geltendmachung einer
ungerechtfertigten Gutschrift konsumierte die Strafbarkeit einer Abgabenhinterziehung nach
§ 33 Abs. 2 lit. a FinStrG mittels zumindest wissentlicher Geltendmachung einer
ungerechtfertigten Gutschrift die Strafbarkeit einer Finanzordnungswidrigkeit nach § 49 Abs. 1
lit. b FinStrG wegen einer lediglich bedingt vorsatzlichen Geltendmachung dieser nicht
zustehenden Gutschrift. Erwiese sich nun im weiteren Finanzstrafverfahren der Vorwurf einer
solchen Abgabenhinterziehung nach § 33 Abs. 2 lit. a FinStrG in Bezug auf den Aspekt der
Wissentlichkeit als nicht beweisbar und der Tatbestand also als nicht strafbar, lebte insoweit
die Strafbarkeit der genannten Finanzordnungswidrigkeiten wieder auf. Wéare nicht einmal eine
zumindest bedingt vorsatzliche Handlungsweise mit der fiir ein Finanzstrafverfahren
erforderlichen Sicherheit beweisbar, sondern lediglich eine bloR grob fahrldssige
Vorgangsweise zu konstatieren, erfillte der in finanzstrafrechtliche Beurteilung gezogene
Lebenssachverhalt jedoch keinen finanzstrafrechtlichen Tatbestand.

10. In umgekehrter Weise, wenn tatsachlich die wissentliche oder sogar absichtliche
Handlungsweise des Finanzstraftdters im weiteren Verfahren bewiesen werden kann, sind
derartige Verhaltensweisen statt als Finanzordnungswidrigkeiten tatsachlich entsprechend
ihrem deliktischen Unwert zu beurteilen, namlich als Abgabenhinterziehungen nach § 33 Abs. 2
lit. a FinStrG.

11. Bedingt vorsatzlich handelt in diesem Sinne nach § 8 Abs. 1 FinStrG derjenige, der einen
Sachverhalt verwirklichen will, der einem gesetzlichen Tatbild entspricht; dazu genligt es, dass
der Tater diese Verwirklichung ernstlich fiir moglich halt und sich mit ihr abfindet.

Wissentlich handelt gemaR § 5 Abs. 3 Strafgesetzbuch (StGB) jemand, der den Umstand oder
den Erfolg, fiir den das Gesetz Wissentlichkeit voraussetzt, nicht bloB fiir moglich halt, sondern
ein Vorliegen oder Eintreten fiir gewiss halt.

Absichtlich sogar handelt gemaR § 5 Abs. 2 StGB ein Tater, wenn es ihm darauf ankommt, den
Umstand oder Erfolg zu verwirklichen, fiir den das Gesetz absichtliches Handeln voraussetzt.
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12. Hinsichtlich der in Streit gezogenen subjektiven Tatseite der dem Beschwerdegegner
vorgeworfenen Verfehlungen erschlief3t sich fiir den erkennenden Finanzstrafsenat des
Bundesfinanzgerichtes tatsachlich eine wissentliche Vorgangsweise des Beschuldigten in Bezug
auf die nicht fristgerechten Entrichtungen der Zahllasten durch ihn in seiner Eigenschaft als
Entscheidungstrager des Unternehmens der B-GmbH trotz seinem Wissen um seine
abgabenrechtlichen Verpflichtungen und in Bezug auf sein Verhalten, mit welchem er dem
Unternehmen durch Erstellung und Einreichung unrichtiger Voranmeldungen rechtswidrige
Kredite des Abgabenglaubigers verschaffen wollte, sogar ein absichtliches Verhalten, welches
auch erfolgreich gewesen ist, — mag er auch aus Griinden einer Arbeitstiberlastung einzelnen
Bereichen der von ihm Glbernommenen Geschaftsfliihrungstatigkeit weniger Aufmerksamkeit
geschenkt haben, als es zweckmaRig gewesen ware:

12.1. Der Uberlegung, dass A beziiglich der unzutreffenden Geltendmachung von
Umsatzsteuergutschriften bzw. der Nichtentrichtung der Vorauszahlungen zum jeweiligen
Falligkeitstag bei spaterer Ubermittlung der Unterlagen an den Steuerberater zur Erstellung
der Voranmeldungen, in welchen die erzielten steuerpflichtigen Umséatze nur unvollstandig
angeben worden sind, nur bedingt vorsatzlich gehandelt habe, also diesen Sachverhalt lediglich
ernstlich fir moglich gehalten und sich dann damit abgefunden habe, steht ndamlich entgegen,
dass der hier zur Anwendung gelangte tatbildliche Mechanismus ein sehr einfacher ist, fiir
dessen Verstandnis es im Kern keinerlei spezifischer Fachkenntnisse bedarf.

Der Beschuldigte selbst behauptet nicht, auf die Einhaltung der Falligkeitstermine oder auf
bestimmte Belege vergessen zu haben, er verweist jedoch auf seine Arbeitsiberlastung,
weshalb er dem Steuerberater nicht alle Rechnungen libergeben habe bzw. diese nicht alle
Rechnungen dem konkreten Monat zugeordnet habe, wobei er das damals als nicht so
dramatisch gesehen habe.” (Befragung des Beschuldigten vor dem Spruchsenat, Finanzstrafakt
Bl. 103).

Dem langjahrigen Geschaftsfiihrer ist dabei jedoch zweifelsfrei zu unterstellen, dass er in dem
Wissen gewesen ist, dass der Steuerberater des Unternehmens, wie beauftragt und
bevollmachtigt, die ihm von seiner Seite zu tGibermittelnden Belege zur Erstellung der
Voranmeldungen und Berechnung der Zahllast bzw. Gutschrift verwendet und diese daher
zeitgerecht bendétigt. Wirden ihm daher Belege, aus welchen sich die erzielten
steuerpflichtigen Umsatze ableiten lielen, vom Beschuldigten nicht zeitgerecht ausgehandigt,
wirden die relevanten Abgabenbetrage nicht fristgerecht berechnet und die
Umsatzsteuervoranmeldungen nicht fristgerecht an das Finanzamt per FinanzOnline
Ubersendet werden. Tatsachlich ist solches — nach vorherigem Wohlverhalten — auch Monat
flir Monat (mit Ausnahme des ersten verfahrensgegenstandlichen Voranmeldungszeitraumes)
geschehen und waren ab dem Voranmeldungszeitraum August 2014 vorerst tiberhaupt keine
Voranmeldungen mehr erstellt worden, weil der Beschuldigte die Ubermittlung der Belege
eingestellt hatte. In Anbetracht der dauerhaften, auch beziiglich der weiteren
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Voranmeldungszeitrdume immer weiter fortgesetzten Sdumnisse bei gleichzeitiger verspateter
teilweisen Nachreichung der Unterlagen erschiene es lebensfremd, anzunehmen, A habe
diesen Aspekt seiner als Geschaftsfiihrer der GmbH tibernommenen Verpflichtungen infolge
einer Arbeitsiberlastung einfach immer wieder vergessen oder nur ernstlich fiir moglich
gehalten.

12.2. Dem Beschuldigten war aufgrund seinem erlangten Verstandnis (iber den
Geschehensvorgang — siehe oben — auch zweifelsfrei bewusst, dass im Falle er dem
Steuerberater nur eine unvollstandige Information bzw. nicht alle Belege, aus welchen sich die
steuerpflichtigen Umsatze ableiten lieRen, Gbermittelte und er ihn Gber diesen Umstand in
Unkenntnis lieRe, dieser in logischer Konsequenz zu niedrige Zahllasten bzw. sogar fiktive
Gutschriften berechnen wiirde. Und so ist es dann auch Monat fiir Monat geschehen.

Ware A nur sorglos oder infolge einer Arbeitstiberlastung sdumig gewesen, hatte er jeweils im
Falle des irrtimlichen Liegenlassens von Belegen fiir einen Voranmeldungszeitraum wohl bei
der Vorbereitung der Unterlagen fiir den nachsten Voranmeldungszeitraum sein Versaumnis
entdeckt und bei gegebener Abgabenredlichkeit dadurch korrigiert, dass er diese dem
Steuerberater nachgeliefert hatte. Auch dies ist in dieser Weise nicht geschehen.

12.3. Dazu kommt, dass es fir den Beschuldigten als einzig handlungsbereiten Geschaftsfiihrer
des Unternehmens unabdingbar gewesen ist, sich mit der jeweils aktuellen Finanzlage
auseinander zu setzen. Dies umso mehr, als sich die wirtschaftliche Situation des
Unternehmens immer weiter verschlechtert hat, sodass letztendlich am 29. Oktober 2015 der
Konkurs eroffnet werden musste. Den vorgelegten Unterlagen ist nun gerade nicht zu
entnehmen, dass A die Geschaftsfiihrung etwa aufgegeben gehabt hatte. In der Situation einer
finanziellen Zwangslage ist es aber flr den Geschaftsfihrer eine der wichtigsten Aufgaben
gewesen, darliber informiert zu sein, welche falligen Verbindlichkeiten vorgelegen sind und
welche mit den verfligbaren Mitteln beglichen werden sollten. Aufgrund der Betragshohen
zahlten dazu auch notwendigerweise die vom Unternehmen zu entrichtenden
Vorauszahlungen an Umsatzsteuer. Es ist kein Grund erkennbar, warum gerade im
gegenstandlichen Fall es sich anders zugetragen hatte. Wohl aber ware es — gesehen aus der
Sicht des um den Fortbestand des Unternehmens kampfenden Beschuldigten — wohl sehr
unglnstig gewesen, hatte der Fiskus —in Kenntnis der entstandenen Umsatzsteueranspriiche —
diese auch eingefordert.

12.4. In vernetzter Betrachtungsweise ist dem Beschuldigten und Beschwerdegegner daher
auch zu unterstellen, dass er vor der tatsiachlichen Ubermittlung der relevanten Belege an den
Steuerberater — in Kenntnis der von ihm Gbernommenen abgabenrechtlichen Pflichten und des
Umstandes, dass die entstandenen Umsatzsteuerverbindlichkeiten bei ihrer Einforderung dem
Unternehmen Schwierigkeiten bereiten wiirden, — sich bewusst daflir entschieden hat, den
Steuerberater nur iber einen Teil der Geschéftsfalle zu informieren, damit — so sein Tatplan —
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die B-GmbH zumindest vorerst noch nicht mit der Umsatzsteuer aus den verheimlichten
Vorgangen belastet werden wiirde.

12.5. Da die vorliegende Beweislage dies nicht ausschlief3t, ist aber im Zweifel zu seinen
Gunsten dem Beschuldigten trotz seiner Vielzahl an deliktischen Angriffen zuzubilligen, er sei
bei seinem Fehlverhalten noch immer in der Hoffnung gewesen, dass die Lage der B-GmbH sich
wieder stabilisieren wirde und solcherart die vom Fiskus erzwungenen Abgabenkredite nur
voriibergehender Art sein wirden, zumal wenn die Umsatze nachtraglich etwa in den
Umsatzsteuerjahreserklarungen offengelegt werden wiirden.

13. Im Detail erschlief3t sich fir das Bundesfinanzgericht daher folgender finanzstrafrechtlich
relevanter Sachverhalt:

13.1. Betreffend den Voranmeldungszeitraum Juli bis September 2013 hat der Steuerberater
der B-GmbH aufgrund der unvollstandigen Angaben des Beschuldigten am 13. November 2013
(also noch vor Falligkeit am 15. November 2013) per FinanzOnline eine Voranmeldung
eingereicht, in welcher zu Unrecht eine Umsatzsteuergutschrift in Hohe von -€ 7.613,05
geltend gemacht worden ist. Tatsachlich ware bis zum 15. November 2013 vom Beschuldigten
fir die GmbH eine Zahllast von € 18.411,68 zu entrichten gewesen, was nicht geschehen ist
(Kontoabfrage). Am 24. Marz 2015 wurde dem Steuerberater der GmbH eine Umsatzsteuer-
Sonderprifung zu ABNr. abab/15 angekiindigt (Laufzettel, Finanzstrafakt Bl. 20), woraufhin
dieser sich veranlasst sah, per FinanzOnline u.a. flr A Selbstanzeige nach § 29 FinStrG zu
erstatten, weil der Genannte ,irrtiimlich” vereinnahmte Anzahlungen sowie Direktzahlungen
von Kunden der GmbH im Ausmal’ von insgesamt € 130.123,67 nicht ,,als
umsatzsteuerpflichtige Anzahlungen behandelt habe” (Ausdruck sonstige Anbringen,
Finanzstrafakt Bl. 21). Wie der Beschuldigte richtig vorzugehen gehabt hatte, ist ihm auch
anlasslich einer AuBenprifung zu ABNr. 221014/13 ausdricklich vor Augen gefuihrt worden, als
dort eine von ihm am 27. Juli 2012 vereinnahmte Anzahlung im Ausmal} von € 11.010,00
brutto nachtraglich der Umsatzsteuer unterworfen wurde (Ausdruck Veranlagungsakt,
Niederschrift Schlussbesprechung vom 22. Juli 2013). Tatsachlich hatte sich der Beschuldigte
im November 2013 entschieden, dem Steuerberater vorerst die erganzenden Informationen
nicht zukommen zulassen, um ein Andrangen des Fiskus (vorerst) zu vermeiden. Zum Zeitpunkt
der Selbstanzeige hatte sich am Abgabenkonto der GmbH ein Guthaben von - € 1.043,58
befunden, weshalb insoweit der Selbstanzeige auch eine strafaufhebende Wirkung
zugekommen ist. A hat daher eine am 13. November 2013 begangene Hinterziehung von
Umsatzsteuer in Hohe von € 6.569,47 gemal § 33 Abs. 2 lit. a iVm Abs. 3 lit. d FinStrG infolge
der von ihm absichtlich veranlassten Geltendmachung einer unberechtigten
Umsatzsteuergutschrift und eine am 15. November 2013 begangene Hinterziehung der
tatsachlich fallig gewesenen Vorauszahlung an Umsatzsteuer in Hohe von € 18.411,68 gemal §
33 Abs. 2 lit. a iVm Abs. 3 lit. b FinStrG zu verantworten. Der Abgabenriickstand ist mit Zahlung
vom 17. Juni 2015 nachtraglich beglichen worden (Abgabenkonto).
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13.2. Betreffend den Voranmeldungszeitraum Janner 2014 hatte der Beschuldigte bis zum
Ablauf des Falligkeitstages, den 17. Marz 2014, fir die B-GmbH eine Vorauszahlung an
Umsatzsteuer in Hohe von € 3.432,21 zu entrichten gehabt, ebenso hatte der Steuerberater bis
zu diesem Zeitpunkt die Voranmeldung per FinanzOnline an die Abgabenbehérde zu
Ubermitteln gehabt. Beides ist nicht geschehen, weil der Beschuldigte trotz seines Wissens um
seine abgabenrechtlichen Pflichten die zeitgerechte Ubermittlung der Unterlagen an den
Steuerberater der GmbH unterlassen hatte. Erst am 29. April 2014 konnte der Steuerberater
die Voranmeldung nachreichen, in welcher aber aufgrund der geplant unzuldnglichen Angaben
des Beschuldigten nur eine Zahllast von € 1.511,34 ausgewiesen war (Kontoabfrage). Erst
aufgrund der am 7. Juni 2016 eingereichten Umsatzsteuererklarung fir das Veranlagungsjahr
2014 wurde der Abgabenbehdrde bekannt, dass ein Teil der steuerpflichtigen Umsatze des
Voranmeldungszeitraumes nicht offengelegt worden war (Veranlagungsakt, Steuererklarung),
der auf den Janner 2014 entfallende Umsatzsteueranteil betragt € 1.9202,87. Die Verkiirzung
dieses Betrages hat die Finanzstrafbehérde dem Beschuldigten zum Vorwurf gemacht; die
Verkirzung der restlichen Zahllast von € 1.511,34 wurde nicht aufgegriffen. A hat daher eine
am 17. Marz 2014 begangene Hinterziehung einer Vorauszahlung an Umsatzsteuer in Hohe von
€ 1.920,87 gemaR § 33 Abs. 2 lit. a iVm Abs. 3 lit. b FinStrG zu verantworten. Der
Abgabenriickstand ist mit Zahlung vom 12. Oktober 2017 nachtraglich beglichen worden
(Abgabenkonto).

13.3. Betreffend den Voranmeldungszeitraum Februar 2014 hatte der Beschuldigte bis zum
Ablauf des Falligkeitstages, den 15. April 2014, fiir die B-GmbH eine Vorauszahlung an
Umsatzsteuer in Hohe von € 18.982,44 zu entrichten gehabt, ebenso hatte der Steuerberater
bis zu diesem Zeitpunkt die Voranmeldung per FinanzOnline an die Abgabenbehdrde zu
Ubermitteln gehabt. Beides ist nicht geschehen, weil der Beschuldigte trotz seines Wissens um
seine abgabenrechtlichen Pflichten die zeitgerechte Ubermittlung der Unterlagen an den
Steuerberater der GmbH unterlassen hatte. Erst am 6. Juni 2014 konnte der Steuerberater die
Voranmeldung nachreichen, in welcher aber aufgrund der geplant unzulanglichen Angaben des
Beschuldigten nur eine Zahllast von € 394,89 ausgewiesen war (Kontoabfrage). Am 15. April
2015, vor Beginn der erwdhnten Umsatzsteuer-Sonderprifung zu ABNr. abab/15 erstattete der
Steuerberater u.a. flir den Beschuldigten Selbstanzeige nach § 29 FinStrG, wonach die Zahllast
tatsachlich € 17.061,56 betragen hatte (Finanzstrafakt Bl. 22). Eine nachtragliche fristgerechte
Entrichtung des offengelegten Betrages von € 16.666,67 ist aber nicht erfolgt (Kontoabfrage).
Erst aufgrund der am 7. Juni 2016 eingereichten Umsatzsteuererklarung fir das
Veranlagungsjahr 2014 wurde der Abgabenbehorde bekannt, dass ein weiterer Teil der
steuerpflichtigen Umsatze des Voranmeldungszeitraumes nicht offengelegt worden war
(Veranlagungsakt, Steuererklarung), der auf den Februar 2014 entfallende Umsatzsteueranteil
betragt € 1.920,87. Die Verkiirzung der nachtraglich offengelegten Betrdge von € 16.666,67
und € 1.920,87 hat die Finanzstrafbehérde dem Beschuldigten zum Vorwurf gemacht; die
Verkiirzung der restlichen Zahllast von € 394,89 wurde nicht aufgegriffen. A hat daher eine am
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15. April 2014 begangene Hinterziehung einer Vorauszahlung an Umsatzsteuer in Hohe von
€ 18.587,54 gemal’ § 33 Abs. 2 lit. a iVm Abs. 3 lit. b FinStrG zu verantworten. Der
Abgabenriickstand ist 2017 nachtraglich beglichen worden (Abgabenkonto).

13.4. Betreffend den Voranmeldungszeitraum Marz 2014 hatte der Beschuldigte bis zum
Ablauf des Falligkeitstages, den 15. Mai 2014, fiir die B-GmbH eine Vorauszahlung an
Umsatzsteuer in Hohe von € 3.233,49 zu entrichten gehabt, ebenso hatte der Steuerberater bis
zu diesem Zeitpunkt die Voranmeldung per FinanzOnline an die Abgabenbehdrde zu
Ubermitteln gehabt. Beides ist nicht geschehen, weil der Beschuldigte trotz seines Wissens um
seine abgabenrechtlichen Pflichten die zeitgerechte Ubermittlung der Unterlagen an den
Steuerberater der GmbH unterlassen hatte. Erst am 24. Juli 2014 konnte der Steuerberater die
Voranmeldung nachreichen, in welcher aber aufgrund der geplant unzulanglichen Angaben des
Beschuldigten nur eine Zahllast von € 1.312,62 ausgewiesen war (Kontoabfrage). Erst aufgrund
der am 7. Juni 2016 eingereichten Umsatzsteuererklarung fiir das Veranlagungsjahr 2014
wurde der Abgabenbehodrde bekannt, dass ein weiterer Teil der steuerpflichtigen Umsatze des
Voranmeldungszeitraumes nicht offengelegt worden war (Veranlagungsakt, Steuererklarung),
der auf den Marz 2014 entfallende Umsatzsteueranteil betragt € 1.920,87. Die Verkiirzung
dieses Betrages hat die Finanzstrafbeh6rde dem Beschuldigten zum Vorwurf gemacht; die
Verkirzung der restlichen Zahllast von € 1.312,62 wurde nicht aufgegriffen. A hat daher eine
am 15. Mai 2014 begangene Hinterziehung einer Vorauszahlung an Umsatzsteuer in Héhe von
€ 1.920,87 gemalR § 33 Abs. 2 lit. a iVm Abs. 3 lit. b FinStrG zu verantworten. Der
Abgabenriickstand ist 2017 nachtraglich beglichen worden (Abgabenkonto).

13.5. Betreffend den Voranmeldungszeitraum April 2014 hatte der Beschuldigte bis zum Ablauf
des Falligkeitstages, den 15. Juni 2014, fir die B-GmbH eine Vorauszahlung an Umsatzsteuer in
Hohe von € 9.693,04 zu entrichten gehabt, ebenso hatte der Steuerberater bis zu diesem
Zeitpunkt die Voranmeldung per FinanzOnline an die Abgabenbehdérde zu libermitteln gehabt.
Beides ist nicht geschehen, weil der Beschuldigte trotz seines Wissens um seine
abgabenrechtlichen Pflichten die zeitgerechte Ubermittlung der Unterlagen an den
Steuerberater der GmbH unterlassen hatte. Erst am 22. September 2014 konnte der
Steuerberater die Voranmeldung nachreichen, in welcher aber aufgrund der geplant
unzulanglichen Angaben des Beschuldigten eine unberechtigte Umsatzsteuergutschrift von -

€ 2.634,51 ausgewiesen war (Kontoabfrage). Am 15. April 2015, vor Beginn der erwdhnten
Umsatzsteuer-Sonderprifung zu ABNr. abab/15 erstattete der Steuerberater u.a. fiur den
Beschuldigten Selbstanzeige nach § 29 FinStrG, wonach tatsachlich eine Zahllast von € 7.772,17
bestanden hatte (Finanzstrafakt Bl. 22). Eine nachtragliche fristgerechte Entrichtung der
offengelegten Verkirzungen von € 10.406,68 ist aber nicht erfolgt (Kontoabfrage). Erst
aufgrund der am 7. Juni 2016 eingereichten Umsatzsteuererklarung fiir das Veranlagungsjahr
2014 wurde der Abgabenbehoérde bekannt, dass ein weiterer Teil der steuerpflichtigen
Umsatze des Voranmeldungszeitraumes nicht offengelegt worden war (Veranlagungsakt,
Steuererklarung), der auf den April 2014 entfallende Umsatzsteueranteil betrdgt € 1.920,87. A
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hat daher eine am 22. September 2014 begangene Hinterziehung von Umsatzsteuer in Héhe
von € 2.634,51 gemal § 33 Abs. 2 lit. a iVm Abs. 3 lit. d FinStrG infolge der von ihm absichtlich
veranlassten Geltendmachung einer unberechtigten Umsatzsteuergutschrift und eine am

15. Juni 2014 begangene Hinterziehung der tatsachlich fallig gewesenen Vorauszahlung an
Umsatzsteuer in Hohe von € 9.693,04 gemald § 33 Abs. 2 lit. a iVm Abs. 3 lit. b FinStrG zu
verantworten. Der Abgabenriickstand ist 2017 nachtraglich im AusmaR von € 3.114,25
beglichen worden; der Restbetrag von € 9.213,30 haftet unbezahlt aus und ist fur den Fiskus
auf Dauer verloren (Abgabenkonto).

13.6. Betreffend den Voranmeldungszeitraum Mai 2014 hatte der Beschuldigte bis zum Ablauf
des Falligkeitstages, den 15. Juli 2014, fir die B-GmbH eine Vorauszahlung an Umsatzsteuer in
Hohe von € 1.809,33 zu entrichten gehabt, ebenso hatte der Steuerberater bis zu diesem
Zeitpunkt die Voranmeldung per FinanzOnline an die Abgabenbehdérde zu Gibermitteln gehabt.
Beides ist nicht geschehen, weil der Beschuldigte trotz seines Wissens um seine
abgabenrechtlichen Pflichten die zeitgerechte Ubermittlung der Unterlagen an den
Steuerberater der GmbH unterlassen hatte. Erst am 23. September 2014 konnte der
Steuerberater die Voranmeldung nachreichen, in welcher aber aufgrund der geplant
unzulanglichen Angaben des Beschuldigten eine unberechtigte Umsatzsteuergutschrift von -
€ 111,54 ausgewiesen war (Kontoabfrage). Am 15. April 2015, vor Beginn der erwahnten
Umsatzsteuer-Sonderprifung zu ABNr. abab/15 erstattete der Steuerberater u.a. fir den
Beschuldigten Selbstanzeige nach § 29 FinStrG, wonach tatsachlich eine geringere Gutschrift
von -€ 95,70 bestanden hatte (Finanzstrafakt Bl. 22). Eine nachtragliche fristgerechte
Entrichtung der offengelegten Verkiirzung von € 15,84 ist aber nicht erfolgt (Kontoabfrage).
Erst aufgrund der am 7. Juni 2016 eingereichten Umsatzsteuererklarung fir das
Veranlagungsjahr 2014 wurde der Abgabenbehérde bekannt, dass ein weiterer Teil der
steuerpflichtigen Umsatze des Voranmeldungszeitraumes nicht offengelegt worden war
(Veranlagungsakt, Steuererklarung), der auf den Mai 2014 entfallende Umsatzsteueranteil
betragt € 1.920,87. A hat daher eine am 23. September 2014 begangene Hinterziehung von
Umsatzsteuer in Hohe von € 111,54 gemald § 33 Abs. 2 lit. a iVm Abs. 3 lit. d FinStrG infolge der
von ihm absichtlich veranlassten Geltendmachung einer unberechtigten
Umsatzsteuergutschrift und eine am 15. Juli 2014 begangene Hinterziehung der tatsachlich
fallig gewesenen Vorauszahlung an Umsatzsteuer in Hohe von € 1.809,33 gemald § 33 Abs. 2
lit. a iVm Abs. 3 lit. b FinStrG zu verantworten. Der Abgabenriickstand ist 2017 nachtraglich im
Ausmalfd von € 2.016,57 beglichen worden; der Restbetrag von € 15,84 haftet unbezahlt aus
und ist fur den Fiskus auf Dauer verloren (Abgabenkonto).

13.7. Betreffend den Voranmeldungszeitraum Juni 2014 hatte der Beschuldigte bis zum Ablauf
des Falligkeitstages, den 15. August 2014, fiir die B-GmbH eine Vorauszahlung an Umsatzsteuer
in Hohe von € 841,74 zu entrichten gehabt, ebenso hitte der Steuerberater bis zu diesem
Zeitpunkt die Voranmeldung per FinanzOnline an die Abgabenbehdrde zu libermitteln gehabt.
Beides ist nicht geschehen, weil der Beschuldigte trotz seines Wissens um seine
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abgabenrechtlichen Pflichten die zeitgerechte Ubermittlung der Unterlagen an den
Steuerberater der GmbH unterlassen hatte. Erst am 16. Janner 2015 konnte der Steuerberater
die Voranmeldung nachreichen, in welcher aber aufgrund der geplant unzulanglichen Angaben
des Beschuldigten eine unberechtigte Umsatzsteuergutschrift von - € 1.079,13 ausgewiesen
war (Kontoabfrage). Am 15. April 2015, vor Beginn der erwdahnten Umsatzsteuer-
Sonderprifung zu ABNr. abab/15 erstattete der Steuerberater u.a. fir den Beschuldigten
Selbstanzeige nach § 29 FinStrG, wonach tatsachlich eine geringere Gutschrift von -€ 619,13
bestanden hatte (Finanzstrafakt Bl. 22). Eine nachtragliche fristgerechte Entrichtung der
offengelegten Verkirzung von € 460,00 ist aber nicht erfolgt (Kontoabfrage). Erst aufgrund der
am 7. Juni 2016 eingereichten Umsatzsteuererklarung flir das Veranlagungsjahr 2014 wurde
der Abgabenbehorde bekannt, dass ein weiterer Teil der steuerpflichtigen Umsatze des
Voranmeldungszeitraumes nicht offengelegt worden war (Veranlagungsakt, Steuererklarung),
der auf den Juni 2014 entfallende Umsatzsteueranteil betragt € 1.920,87. A hat daher eine am
16. Janner 2015 begangene Hinterziehung von Umsatzsteuer in Hohe von € 1.079,13 gemal §
33 Abs. 2 lit. a iVm Abs. 3 lit. d FinStrG infolge der von ihm absichtlich veranlassten
Geltendmachung einer unberechtigten Umsatzsteuergutschrift und eine am 15. August 2014
begangene Hinterziehung der tatsachlich fallig gewesenen Vorauszahlung an Umsatzsteuer in
Hohe von € 841,74 gemals § 33 Abs. 2 lit. a iVm Abs. 3 lit. b FinStrG zu verantworten. Der
Abgabenriickstand ist 2017 nachtraglich im AusmaR von € 2.540,00 beglichen worden; der
Restbetrag von € 460,00 haftet unbezahlt aus und ist fiir den Fiskus auf Dauer verloren
(Abgabenkonto).

13.8. Betreffend den Voranmeldungszeitraum Juli 2014 hatte der Beschuldigte bis zum Ablauf
des Falligkeitstages, den 15. September 2014, fiir die B-GmbH eine Vorauszahlung an
Umsatzsteuer in Hohe von € 1.000,53 zu entrichten gehabt, ebenso hatte der Steuerberater bis
zu diesem Zeitpunkt die Voranmeldung per FinanzOnline an die Abgabenbehdrde zu
Ubermitteln gehabt. Beides ist nicht geschehen, weil der Beschuldigte trotz seines Wissens um
seine abgabenrechtlichen Pflichten die zeitgerechte Ubermittlung der Unterlagen an den
Steuerberater der GmbH unterlassen hatte. Erst am 16. Janner 2015 konnte der Steuerberater
die Voranmeldung nachreichen, in welcher aber aufgrund der geplant unzulanglichen Angaben
des Beschuldigten eine unberechtigte Umsatzsteuergutschrift von - € 855,40 ausgewiesen war
(Kontoabfrage). Am 15. April 2015, vor Beginn der erwdahnten Umsatzsteuer-Sonderprifung zu
ABNr. abab/15 erstattete der Steuerberater u.a. fiir den Beschuldigten Selbstanzeige nach § 29
FinStrG, wonach aber tatsachlich sogar eine hohere Gutschrift von -€ 920,34 bestanden hatte
(Finanzstrafakt Bl. 22). Erst aufgrund der am 7. Juni 2016 eingereichten Umsatzsteuererklarung
fiir das Veranlagungsjahr 2014 wurde der Abgabenbehorde bekannt, dass ein weiterer Teil der
steuerpflichtigen Umsatze des Voranmeldungszeitraumes nicht offengelegt worden war
(Veranlagungsakt, Steuererkldrung), der auf den Juli 2014 entfallende Umsatzsteueranteil
betrdgt € 1.920,87. A hat daher eine am 16. Janner 2015 begangene Hinterziehung von
Umsatzsteuer in Hohe von € 855,40 gemal’ § 33 Abs. 2 lit. a iVm Abs. 3 lit. d FinStrG infolge der
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von ihm absichtlich veranlassten Geltendmachung einer unberechtigten
Umsatzsteuergutschrift und eine am 15. September 2014 begangene Hinterziehung der
tatsachlich fallig gewesenen Vorauszahlung an Umsatzsteuer in Hohe von € 1.000,53 gemal §
33 Abs. 2 lit. aiVm Abs. 3 lit. b FinStrG zu verantworten. Der Abgabenriickstand ist 2017
nachtraglich beglichen worden (Abgabenkonto).

13.9. Betreffend den Voranmeldungszeitraum August 2014 hatte der Steuerberater bis zum
Ablauf des Falligkeitstages, den 15. Oktober 2014, fir die B-GmbH die Voranmeldung per
FinanzOnline an die Abgabenbehdrde zu libermitteln gehabt. Dies ist nicht geschehen, weil der
Beschuldigte trotz seines Wissens um seine abgabenrechtlichen Pflichten die zeitgerechte
Ubermittlung der Unterlagen an den Steuerberater der GmbH unterlassen hatte. Am 15. April
2015, vor Beginn der erwdhnten Umsatzsteuer-Sonderprifung zu ABNr. abab/15 erstattete der
Steuerberater u.a. flir den Beschuldigten Selbstanzeige nach § 29 FinStrG und verwies auf den
Umstand, dass er bereits am Vortag nach den Angaben des Beschuldigten eine Voranmeldung
beim Finanzamt eingereicht hatte, in welcher eine Umsatzsteuer-Gutschrift von -€ 10.102,01
ausgewiesen war (Finanzstrafakt Bl. 22). Erst aufgrund der am 7. Juni 2016 eingereichten
Umsatzsteuererklarung fir das Veranlagungsjahr 2014 wurde der Abgabenbehérde bekannt,
dass ein Teil der steuerpflichtigen Umséatze des Voranmeldungszeitraumes nicht offengelegt
worden war (Veranlagungsakt, Steuererklarung), der auf den August 2014 entfallende
Umsatzsteueranteil betragt € 1.920,87. A hat daher eine am 14. April 2015 begangene
Hinterziehung von Umsatzsteuer in Hohe von € 1.920,87 gemaR § 33 Abs. 2 lit. a iVm Abs. 3

lit. d FinStrG infolge der von ihm absichtlich veranlassten Geltendmachung einer
unberechtigten Umsatzsteuergutschrift zu verantworten. Der Abgabenriickstand ist 2017 im
Ausmal} von € 1.630,14 nachtraglich beglichen worden; der Restbetrag von € 290,73 haftet
unbezahlt aus und ist fiir den Fiskus auf Dauer verloren (Abgabenkonto).

13.10. Betreffend den Voranmeldungszeitraum September 2014 hatte der Beschuldigte bis
zum Ablauf des Falligkeitstages, den 15. November 2014, fir die B-GmbH eine Vorauszahlung
an Umsatzsteuer in Hoéhe von € 2.347,47 zu entrichten gehabt, ebenso hatte der Steuerberater
bis zu diesem Zeitpunkt die Voranmeldung per FinanzOnline an die Abgabenbehdrde zu
Ubermitteln gehabt. Beides ist nicht geschehen, weil der Beschuldigte trotz seines Wissens um
seine abgabenrechtlichen Pflichten die zeitgerechte Ubermittlung der Unterlagen an den
Steuerberater der GmbH unterlassen hatte. Am 15. April 2015, vor Beginn der erwahnten
Umsatzsteuer-Sonderprifung zu ABNr. abab/15 erstattete der Steuerberater u.a. fir den
Beschuldigten Selbstanzeige nach § 29 FinStrG und verwies auf den Umstand, dass er bereits
am Vortag nach den Angaben des Beschuldigten eine Voranmeldung beim Finanzamt
eingereicht hatte, in welcher eine Zahllast von € 426,60 ausgewiesen war (Finanzstrafakt

BIl. 22). Erst aufgrund der am 7. Juni 2016 eingereichten Umsatzsteuererklarung fiir das
Veranlagungsjahr 2014 wurde der Abgabenbehorde bekannt, dass ein weiterer Teil der
steuerpflichtigen Umsatze des Voranmeldungszeitraumes nicht offengelegt worden war
(Veranlagungsakt, Steuererklarung), der auf den September 2014 entfallende
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Umsatzsteueranteil betragt € 1.920,87. Die Verkiirzung dieses Betrages hat die
Finanzstrafbehorde dem Beschuldigten zum Vorwurf gemacht; die Verkiirzung der restlichen
Zahllast von € 426,60 wurde nicht aufgegriffen. A hat daher eine am 15. November 2014
begangene Hinterziehung einer Vorauszahlung an Umsatzsteuer in Hohe von € 1.920,87 gemal
§ 33 Abs. 2 lit. a iVm Abs. 3 lit. b FinStrG zu verantworten. Der Abgabenriickstand haftet
unbezahlt aus und ist fur den Fiskus auf Dauer verloren (Abgabenkonto).

13.11. Betreffend den Voranmeldungszeitraum Oktober 2014 hatte der Steuerberater bis zum
Ablauf des Falligkeitstages, den 15. Dezember 2014, fiir die B-GmbH die Voranmeldung per
FinanzOnline an die Abgabenbehdrde zu libermitteln gehabt. Dies ist nicht geschehen, weil der
Beschuldigte trotz seines Wissens um seine abgabenrechtlichen Pflichten die zeitgerechte
Ubermittlung der Unterlagen an den Steuerberater der GmbH unterlassen hatte. Am 15. April
2015, vor Beginn der erwdhnten Umsatzsteuer-Sonderprifung zu ABNr. abab/15 erstattete der
Steuerberater u.a. flir den Beschuldigten Selbstanzeige nach § 29 FinStrG und verwies auf den
Umstand, dass er bereits am Vortag nach den Angaben des Beschuldigten eine Voranmeldung
beim Finanzamt eingereicht hatte, in welcher eine Umsatzsteuer-Gutschrift von -€ 2.191,57
ausgewiesen war (Finanzstrafakt Bl. 22). Erst aufgrund der am 7. Juni 2016 eingereichten
Umsatzsteuererklarung fir das Veranlagungsjahr 2014 wurde der Abgabenbehdrde bekannt,
dass ein Teil der steuerpflichtigen Umsatze des Voranmeldungszeitraumes nicht offengelegt
worden war (Veranlagungsakt, Steuererklarung), der auf den Oktober 2014 entfallende
Umsatzsteueranteil betragt € 1.920,87. A hat daher eine am 14. April 2015 begangene
Hinterziehung von Umsatzsteuer in Hohe von € 1.920,87 gemaR § 33 Abs. 2 lit. a iVm Abs. 3

lit. d FinStrG infolge der von ihm absichtlich veranlassten Geltendmachung einer
unberechtigten Umsatzsteuergutschrift zu verantworten. Der Abgabenriickstand haftet
unbezahlt aus und ist fur den Fiskus auf Dauer verloren (Abgabenkonto).

13.12. Betreffend den Voranmeldungszeitraum November 2014 hatte der Beschuldigte bis zum
Ablauf des Falligkeitstages, den 15. Janner 2015, fiir die B-GmbH eine Vorauszahlung an
Umsatzsteuer in Hohe von € 8.719,87 zu entrichten gehabt, ebenso hatte der Steuerberater bis
zu diesem Zeitpunkt die Voranmeldung per FinanzOnline an die Abgabenbehdrde zu
Ubermitteln gehabt. Beides ist nicht geschehen, weil der Beschuldigte trotz seines Wissens um
seine abgabenrechtlichen Pflichten die zeitgerechte Ubermittlung der Unterlagen an den
Steuerberater der GmbH unterlassen hatte. Am 15. April 2015, vor Beginn der erwahnten
Umsatzsteuer-Sonderprifung zu ABNr. abab/15 erstattete der Steuerberater u.a. fiur den
Beschuldigten Selbstanzeige nach § 29 FinStrG und verwies auf den Umstand, dass er bereits
am Vortag nach den Angaben des Beschuldigten eine Voranmeldung beim Finanzamt
eingereicht hatte, in welcher eine Zahllast von € 6.799,00 ausgewiesen war (Finanzstrafakt

BIl. 22). Erst aufgrund der am 7. Juni 2016 eingereichten Umsatzsteuererklarung fiir das
Veranlagungsjahr 2014 wurde der Abgabenbehdrde bekannt, dass ein weiterer Teil der
steuerpflichtigen Umsatze des Voranmeldungszeitraumes nicht offengelegt worden war
(Veranlagungsakt, Steuererklarung), der auf den November 2014 entfallende
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Umsatzsteueranteil betragt € 1.920,87. Die Verklirzung dieses Betrages hat die
Finanzstrafbehorde dem Beschuldigten zum Vorwurf gemacht; die Verkiirzung der restlichen
Zahllast von € 6.799,00 wurde nicht aufgegriffen. A hat daher eine am 15. Janner 2015
begangene Hinterziehung einer Vorauszahlung an Umsatzsteuer in Hohe von € 1.920,87 gemal
§ 33 Abs. 2 lit. a iVm Abs. 3 lit. b FinStrG zu verantworten. Der Abgabenriickstand haftet
unbezahlt aus und ist fur den Fiskus auf Dauer verloren (Abgabenkonto).

13.13. Betreffend den Voranmeldungszeitraum Dezember 2014 hatte der Beschuldigte bis zum
Ablauf des Falligkeitstages, den 15. Februar 2015, fiir die B-GmbH eine Vorauszahlung an
Umsatzsteuer in Hohe von € 1.666,47 zu entrichten gehabt, ebenso hatte der Steuerberater bis
zu diesem Zeitpunkt die Voranmeldung per FinanzOnline an die Abgabenbehdrde zu
Ubermitteln gehabt. Beides ist nicht geschehen, weil der Beschuldigte trotz seines Wissens um
seine abgabenrechtlichen Pflichten die zeitgerechte Ubermittlung der Unterlagen an den
Steuerberater der GmbH unterlassen hatte. Am 15. April 2015, vor Beginn der erwdhnten
Umsatzsteuer-Sonderprifung zu ABNr. abab/15 erstattete der Steuerberater u.a. fir den
Beschuldigten Selbstanzeige nach § 29 FinStrG und verwies auf den Umstand, dass er bereits
am Vortag nach den Angaben des Beschuldigten eine Voranmeldung beim Finanzamt
eingereicht hatte, in welcher eine Umsatzsteuer-Gutschrift von -€ 254,40 ausgewiesen war
(Finanzstrafakt Bl. 22). Erst aufgrund der am 7. Juni 2016 eingereichten Umsatzsteuererklarung
fir das Veranlagungsjahr 2014 wurde der Abgabenbehoérde bekannt, dass ein weiterer Teil der
steuerpflichtigen Umsatze des Voranmeldungszeitraumes nicht offengelegt worden war
(Veranlagungsakt, Steuererklarung), der auf den Dezember 2014 entfallende
Umsatzsteueranteil betragt € 1.920,87. A hat daher eine am 14. April 2015 begangene
Hinterziehung von Umsatzsteuer in Hohe von € 254,40 gemal § 33 Abs. 2 lit. a iVm Abs. 3 lit. d
FinStrG infolge der von ihm absichtlich veranlassten Geltendmachung einer unberechtigten
Umsatzsteuergutschrift und eine am 15. Februar 2015 begangene Hinterziehung der
tatsachlich fallig gewesenen Vorauszahlung an Umsatzsteuer in Héhe von € 1.666,47 gemal’ §
33 Abs. 2 lit. a iVm Abs. 3 lit. b FinStrG zu verantworten. Die Abgabenriickstande haften
unbezahlt aus und sind fir den Fiskus auf Dauer verloren (Abgabenkonto).

14. Zur Strafbemessung ist auszufiihren:
14.1. Zur Hohe der Geldstrafe:

Gemal § 23 Abs. 1 FinStrG ist Grundlage fiir die Strafbemessung zunachst die Schuld des
Taters.

GemalR § 23 Abs. 2 und 3 FinStrG sind bei der Ausmessung der Strafe die Erschwerungs- und
Milderungsgriinde, soweit sie nicht schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander
abzuwagen und zusatzlich die personlichen Verhaltnisse und die wirtschaftliche
Leistungsfahigkeit des Taters zu bericksichtigen. Es gelten die §§ 32 bis 35 StGB sinngemals.
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Es ist auch darauf Bedacht zu nehmen, ob die Verkiirzung oder der Abgabenausfall endgiiltig
oder nur voriibergehend hatte eintreten sollen. Es ist realistisch, dass dann, wenn die
Abgabenbehodrde nicht angedrangt hatte und aus Anlass der fehlenden Voranmeldungen eine
Umsatzsteuer-Sonderprifung durchgefiihrt hatte, die Selbstanzeigen in dieser Form
unterblieben oder zu einem spateren Zeitpunkt stattgefunden hatten. Anderseits sind gerade
auch die nachgereichten Voranmeldungen geplant wiederum unrichtig gewesen. Fiir eine nicht
dauerhaft geplante Abgabenvermeidung spricht wiederum der Umstand, dass auch die
weiteren Abgabenverkirzungen an Hand der dem Steuerberater zur Verfligung gestellten
Unterlagen anlasslich der Erstellung der Jahresumsatzsteuererklarung fur 2014 gegeniiber dem
Finanzamt offengelegt worden sind. In der Gesamtheit ist daher zumindest im Zweifel
zugunsten fur den Beschuldigten von einer von ihm gewollten nur voriibergehenden
Abgabenvermeidung auszugehen, Ubereinstimmend mit dem typischen und
tatbildimmanenten Unrechtsgehalt von Abgabenhinterziehungen nach § 33 Abs. 2 lit. a
FinStrG.

Abgabehinterziehungen nach § 33 Abs. 2 lit. a FinStrG werden gemaR § 33 Abs. 5 FinStrG mit
einer Geldstrafe bis zum Zweifachen der mal3geblichen Verkiirzungen geahndet; zusatzlich
kann bei entsprechender Notwendigkeit auch eine Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten
verhangt werden. — Ein Anlass flr die Verhdangung einer derartigen primaren Freiheitsstrafe
wird nicht gefunden.

Hinsichtlich der Geldstrafe ist nach § 21 Abs. 1 und 2 FinStrG eine einheitliche Geldstrafe in
Form der Summe dieser Strafdrohungen zu berechnen. Ein Unterschreiten eines Betrages von
10 % dieses Strafrahmens ist gemal § 23 Abs. 4 FinStrG nur bei Vorliegen besonderer Griinde
zulassig; dass die in Frage kommenden Umstande eine auRerordentliche Milderung trotz der zu
beachtenden Spezial- und Generalpravention nicht zugelassen haben, wenngleich die
Geldstrafe an diese Hohe heranzufihren war, wird nachstehend ausgefihrt.

Die sich aus den vom Beschuldigten begangenen Abgabenhinterziehungen nach § 33 Abs. 2

lit. a FinStrG betragt daher € 6.569,47 + € 18.411,68 + € 1.920,87 + € 18.587,54 + € 1.920,87 +
€2.634,51+€9.693,04 +€ 111,54 +€ 1.809,33 +€ 1.079,13 + € 841,74 + € 855,40 + € 1.000,53
+€1.920,87 + € 1.920,87 +€ 1.920,87 + € 1.920,87 + € 254,40 + € 1.666,47 = € 75.040,00 X 2
ergibt € 150.080,00.

Bei einem durchschnittlichen Verschulden, einander die Waage haltenden Milderungs- und
Erschwerungsgrinden und durchschnittlichen persdnlichen und wirtschaftlichen Verhaltnissen
beim Beschuldigten und Vornahme eines Abschlages von einem Drittel zur Beriicksichtigung
der —im Vergleich zu Abgabenhinterziehungen nach § 33 Abs. 1 FinStrG — tatbildmaRig nur
voriibergehenden Abgabenvermeidung bei Hinterziehungen nach § 33 Abs. 2 lit. a FinStrG
ergdbe sich solcherart ein Ausgangswert an Geldstrafe in Héhe von gerundet € 50.000,00.
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Die zu verhdngende Geldstrafe hat auch einer Uberpriifung nach general- und
spezialpraventiven Uberlegungen standzuhalten: So soll der Finanzstraftiter selbst durch das
ihm auferlegte Sanktionsiibel von der Begehung weiterer Finanzvergehen abgehalten werden;
diese Wirkung soll die Strafentscheidung bei ihrem Bekanntwerden auch gegeniiber anderen
Personen in der Lage des Finanzstraftaters entfalten.

Dieses Erfordernis der Spezialpravention ist nun im gegenstandlichen Fall in den Hintergrund
getreten, weil der Beschuldigte sich seit Begehung der verfahrensgegenstandlichen Taten vor
Uber sechs Jahren laut Aktenlage in finanzstrafrechtlicher Hinsicht wohlverhalten hat.

Dem Erschwerungsgrund der Mehrzahl deliktischer Angriffe stehen als mildernd gegeniiber die
Mitwirkung an der Aufklarung der finanzstrafrelevanten Sachverhalte (soweit nicht die
nachtraglich eingereichten Voranmeldungen nach dem Willen des Beschuldigten dazu benutzt
werden sollten, dem Fiskus einen noch groBeren Schaden zuzufiigen, indem nicht zustehende
Umsatzsteuergutschriften begehrt wurden), die finanzstrafrechtliche Unbescholtenheit des
Finanzstraftaters und dessen bis zu seinen Finanzstraftaten gefiihrter ordentlicher
Lebenswandel, die finanzielle Zwangslage des Unternehmens, die den Finanzstraftater zu
seinem Verhalten verleitet hat, die oben im Einzelnen beschriebene grolteilige spatere
Schadensgutmachung, sowie der erwahnte Zeitablauf seit Begehung der Finanzstraftaten,
wodurch sich der Strafverfolgungsanspruch der Republik Osterreich entsprechend
abgeschwacht hat. Der Aspekt der beschriebenen Arbeitsiiberlastung hingegen kann lediglich
entlastend gewertet werden, soweit A insgesamt die Unterlagen verspatet an den
Steuerberater geliefert hat, sodass die Voranmeldungen nicht fristgerecht der
Abgabenbehorde zugegangen sind und der Beschuldigte selbst mangels Kenntnis des genauen
Zahllastbetrages ebenso unter diesem Aspekt die fristgerechte Entrichtung desselben
unterlassen hat, nicht aber hinsichtlich derjenigen Vorgange, bei welchen er den Schaden fiir
den Fiskus noch durch veranlasste ungerechtfertigte Geltendmachung von Umsatzsteuer-
Gutschriften vermehrt hat.

Im Ergebnis tiberwiegen somit deutlich die zum Teil gravierend mildernden Aspekte, weshalb
in gesamthafter Abwagung der obigen Argumente der genannte Ausgangswert auf € 30.000,00

abgemildert werden kann.

Bedenkt man nun weiters die schlechte Einkommens- und Vermogenslage des
Finanzstraftaters, wie dargestellt, so ist die Strafe auf € 20.000,00, und letztendlich unter
Bedachtnahme auf die erwahnten Sorgepflichten, auf lediglich € 16.000,00 abzumildern.

Damit hatte die dem Beschuldigten aufzuerlegende Geldstrafe die Mindeststrafhhe von 10 %
des Strafrahmens lediglich unwesentlich tberschritten.

Eine weitere Abmilderung der Geldstrafe — noch ohne Bedachtnahme auf einen Abschlag
wegen Uberlanger Verfahrensdauer — ware zumal in Anbetracht der Vorgangsweise des
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nunmehrigen Beschwerdegegners, welcher nicht nur etwa seinen abgabenrechtlichen Pflichten
insoweit nicht entsprochen hat, als er die fristgerechte Entrichtung der Vorauszahlungen an
Umsatzsteuer unterlassen hat bzw. die zeitgerechte Einreichung der diesbeziiglichen
Voranmeldungen nicht veranlasst hat, sondern gleichsam in einer Steigerung des
Fehlverhaltens wiederholt noch eine Geltendmachung nicht berechtigter Abgabengutschriften
herbeigefiihrt hat, unangemessen. Wiirde ein solches Fehlverhalten nicht mit entsprechender
deutlicher Strafe belegt werden, kdnnte dies von anderen Entscheidungstragern in dhnlicher
Lage wie vormals der Beschuldigte im Tatzeitraum bei Kenntnisnahme der nunmehrigen
Entscheidung des Bundesfinanzgerichtes dahingehend missverstanden werden, dass dessen
deliktisches Handeln fiir die Abgabenerhebung bzw. fiir die Republik Osterreich ohnehin nur
einen geringen Stérwert beinhalte, weshalb man in Krisenzeiten ohne besondere Konsequenz
auch ahnlich handeln diirfe. Umsomehr ware ein Unterschreiten der genannten 10%-Grenze —
unbeschadet eines allfilligen Abschlages wegen (iberlanger Verfahrensdauer — zumal aus
derartigen generalpraventiven Griinden im gegenstandlichen Fall nicht zulassig.

14.2. Den vorgelegten Aktenstlicken ist auch zu entnehmen, dass die Einleitung des
finanzstrafbehordlichen Untersuchungsverfahrens gegen seine Person A mit Schreiben vom

15. Februar 2018 mitgeteilt worden ist (Finanzstrafakt Bl. 51 f), wobei sich der Beschuldigte mit
Eingabe vom 27. Marz 2018 gerechtfertigt hat (Finanzstrafakt Bl. 55 f). Die weiteren
Verfahrenshandlungen fanden erst am 21. Mai 2019 statt (Stellungnahme des
Amtsbeauftragten, Finanzstrafakt Bl. 65 ff). Ebenso ist seit Vorlage der Beschwerde an das
Bundesfinanzgericht, wenngleich bedingt durch die Umstande der COVID-19-Pandemie, eine
entsprechende Zeit verstrichen.

Diese Stillstandzeiten im Verfahrensablauf rechtfertigen zu guter Letzt noch den Abschlag von
€ 2.000,00, sodass die dem Finanzstraftater aufzuerlegende verbleibende Geldstrafe lediglich
€ 14.000,00 betragt.

14.3. Die obigen Uberlegungen gelten grundsitzlich auch fiir die Ausmessung der
Ersatzfreiheitsstrafe im Sinne des § 20 FinStrG fir den Fall der Uneinbringlichkeit der
Geldstrafe, wobei aber der Umstand der schlechten Finanzlage des Beschuldigten auRer Ansatz
zu lassen ist. Die Ersatzfreiheitsstrafe war daher in gesamthafter Abwagung — noch ohne die
Beriicksichtigung der Uberlangen Verfahrensdauer — mit acht Wochen zu bemessen.

Diese Haftzeit war unter Bedachtnahme auf Pkt. 14.2. verhaltnismaRig auf sieben Wochen zu
verringern.

15. Die Verfahrenskosten griinden sich auf § 185 Abs. 1 lit. a FinStrG, wonach pauschal ein
Kostenersatz im Ausmals von 10% der verhdngten Geldstrafe, maximal aber ein Betrag von
€ 500,00, festzusetzen ist.
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Zahlungsaufforderung:

Die Geldstrafe und die Kosten des Finanzstrafverfahrens werden gemaR § 171 Abs. 1 und § 185
Abs. 4 FinStrG mit Ablauf eines Monates nach Rechtskraft dieser Entscheidung (also ein Monat
nach Zustellung dieses Erkenntnisses) fallig und sind auf das diesbeziigliche Strafkonto der
Finanzstrafbehorde zu entrichten, widrigenfalls Zwangsvollstreckung durchgefiihrt und bei
Uneinbringlichkeit der Geldstrafe die Ersatzfreiheitsstrafe vollzogen werden misste, sofern
nicht allenfalls gemeinniitzige Leistungen zu erbringen sind. Ein Ansuchen um eine allfallige
Zahlungserleichterung ware bei der Finanzstrafbehoérde einzubringen.

Zur Unzulassigkeit der Revision

Gegen diese Entscheidung ist gemals Art. 133 Abs. 4 B-VG eine Revision nicht zulassig, da das
Erkenntnis nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis nicht von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich
beantwortet wird. Dem Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes liegt vielmehr eine gesicherte
Rechtslage zugrunde, wobei fiir die Entscheidung die ihr vorangehende Beweiswiirdigung und
angewandtes Ermessen wesentlich gewesen sind.

Salzburg, am 21. Juli 2021

27 von 27



	Entscheidungsgründe
	Über die Beschwerde wurde erwogen:
	Zahlungsaufforderung:
	Zur Unzulässigkeit der Revision



